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Vorsitzende: Erster Präsident Johann Hatzl, Zweite Präsidentin Erika Stubenvoll und Dritter Präsident Johann Römer.

Schriftführer: Die Abgen Franz Ekkamp, Volkmar Harwanegg, Helga Klier, Rudolf Klucsarits, Robert Parzer, Brigitte Reinberger, Mag Heidrun Schmalenberg, Claudia Sommer-Smolik, Rudolf Stark, Erich VALENTIN, Renate Winklbauer und Inge Zankl.

Präsidentin Erika Stubenvoll eröffnet die Sitzung.

1. Entschuldigt sind die Abgen Ursula Lettner und Mag Thomas Reindl sowie zeitweilig Abg David Ellensohn.

2. In der Fragestunde werden von Präsidentin Erika Stubenvoll folgende Anfragen aufgerufen und von den Befragten beantwortet:

1. Anfrage (FSP/01063/2002/0001-KSP/LM): Abg Dr Alois Mayer an die amtsführende Stadträtin der Geschäftsgruppe Umwelt:

In der letzten Änderung des Wiener Tierschutz- und Tierhaltegesetzes haben Sie die elektronische Kennzeichnung von Hunden auf Grund von EU-rechtlichen Vorgehen noch nicht berücksichtigen können. In welcher Weise beabsichtigen Sie, diese im Interesse des Tierschutzes notwendigen Maßnahmen einer rechtlichen Grundlage zuzuführen?

2. Anfrage (FSP/01065/2002/0001-KGR/LM): Abg Mag Christoph Chorherr an den amtsführenden Stadtrat der Geschäftsgruppe Stadtentwicklung und Verkehr:

Welche dienst-, besoldungs- und disziplinarrechtlichen Rahmenbedingungen standen Ihnen bezüglich des vorzeitigen Ruhestands des ehemaligen Leiters der MA 21B zur Verfü-gung?

3. Anfrage (FSP/01064/2002/0001-KVP/LM): Abg Dr Wolfgang Ulm an die amtsführende Stadträtin der Geschäfts-gruppe Integration, Frauenfragen, Konsumentenschutz und Personal:

Haben Sie nach wie vor die Absicht, die Forderung nach einer Wahlaltersenkung auf 16 Jahre aufrechtzuerhalten, obwohl die betroffenen Jugendlichen gegen eine Wahl-altersenkung sind (Studie des Instituts für Politikwissenschaft in Innsbruck an über 2 500 Jugendlichen, Studie des Fessl Instituts an 1 000 Befragten, Jugendstudie des Landes Oberösterreich, Umfrage des AKS Wien, Ergebnis des Jugendlandtags in Niederösterreich) und Jugendpsychologen davor warnen, Jugendliche mit politischer Verantwortung zu belasten?

4. Anfrage (FSP/01062/2002/0001-KFP/LM): Abg Dr Wilfried Serles an den Landeshauptmann:

Halten Sie legistische Maßnahmen für notwendig, um in Zukunft eigenmächtige Planänderungen des Magistrats nach der öffentlichen Auflage von Flächenwidmungen zu ver-hindern?

5. Anfrage (FSP/00442/2002/0001-KVP/LM): Abg Dr Johannes Hahn an die amtsführende Stadträtin der Geschäfts-gruppe Gesundheits- und Spitalswesen:

Wann kann konkret mit der Vorlage des Entwurfs eines Pflegeheimgesetzes gerechnet werden?

3. (AST/01112/2002/0002-KSP/AL) In der Aktuellen Stunde findet auf Antrag der Sozialdemokratischen Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats eine Aussprache über das Thema "Die Demontage des Sozialstaats durch die Bundesregierung und die Folgen für Wien; Ambulanz-, Studiengebühr und Behindertenbesteuerung zurücknehmen!" statt.

(Redner: Die Abgen Dr Claudia Laschan, Dr Sigrid Pilz und Ingrid Korosec, StRin Karin Landauer sowie die Abgen Dipl Ing Martin Margulies, Walter Strobl, Johann Römer und Kurt Wagner.)
4. Von Abgeordneten des Grünen Klubs im Rathaus wurden 1 und des ÖVP-Klubs der Bundeshauptstadt Wien  1 schriftliche Anfragen eingebracht:

(PGL/01162/2002/0001-KGR/LF) Anfrage des Abg David Ellensohn an die amtsführende Stadträtin der Geschäftsgruppe Integration, Frauenfragen, Konsumenten-schutz und Personal, betreffend Maßnahmenbeschwerden beim Unabhängigen Verwaltungssenat Wien.

(PGL/00691/2002/0001-KVP/LF) Anfrage der Abgen Dr Andreas Salcher und Walter Strobl an den amtsführenden Stadtrat der Geschäftsgruppe Kultur und Wissenschaft, betreffend Wiener Tanzschulgesetz.

An schriftlichen Anträgen wurden eingebracht: Von Abgeordneten des Grünen Klubs im Rathaus 3 und des Klubs der Wiener Freiheitlichen 2:

(PGL/01162/2002/0002-KGR/LAT) Der Antrag der Abg Dr Monika Vana sowie Freundinnen und Freunde, betreffend Einbürgerungs-Offensive, wird der amtsführenden Stadträtin der Geschäftsgruppe Integration, Frauenfragen, Konsumen-tenschutz und Personal zugewiesen.
(PGL/01162/2002/0003-KGR/LAT) Der Antrag der Abg Dr Monika Vana sowie Freundinnen und Freunde, betreffend Wiener Stadtbürgerschaft, wird der amtsführenden Stadträtin der Geschäftsgruppe Integration, Frauenfragen, Konsumen-tenschutz und Personal zugewiesen.
(PGL/01162/2002/0004-KGR/LAT) Der Antrag der Abg Susanne Jerusalem sowie Freundinnen und Freunde, betreffend Verbot des Ausschanks gebrannter geistiger Getränke an junge Menschen, wird der amtsführenden Stadträtin der Geschäftsgruppe Bildung, Jugend, Soziales, Information und Sport zugewiesen.

(PGL/01163/2002/0001-KFP/LAT) Der Antrag der Abgen Johann Römer, Ing Herbert RUDOLPH und Heinz Christian Strache, betreffend Änderung der Kundmachung über Sportzweige, wird der amtsführenden Stadträtin der Geschäftsgruppe Bildung, Jugend, Soziales, Information und Sport zugewiesen.

(PGL/01163/2002/0002-KFP/LAT) Der Antrag der Abg Mag Heidemarie Unterreiner, betreffend Einrichtung eines Fachbeirats für Erhaltung und Pflege des Stadtbilds, der Baustruktur und der Bausubstanz, wird den amtsführenden Stadträten der Geschäftsgruppen Kultur und Wissenschaft, Stadtentwicklung und Verkehr sowie Wohnen, Wohnbau und Stadterneuerung zugewiesen.

Gemäß § 30 b Abs 1 der Geschäftsordnung wurden fol-gende zwei Gesetzesvorlagen eingebracht:

(PGL/01161/2002/0001-KFP/LAT) Die Gesetzesvorlage der Abgen Heinz Christian Strache und Johann Römer, betreffend ein Landesgesetz über die Wiener Behinderten-anwaltschaft, wird dem Ausschuss für Bildung, Jugend, Soziales, Information und Sport zugewiesen.

(PGL/01161/2002/0002-KFP/LAT) Die Gesetzesvorlage der Abgen Mag Helmut Kowarik, Heinz Christian Strache und Mag Heidrun Schmalenberg, betreffend Schaffung eines Pflegeheimgesetzes, wird dem Ausschuss für Gesundheits- und Spitalswesen zugewiesen.

Präsident Johann Hatzl nimmt eine Umstellung der Tagesordnung insoferne vor, als die Postnummern wie folgt gereiht werden:

Postnummern 2, 3 und 1. 

5. Präsident Johann Hatzl begrüßt die Kinder- und Jugendanwälte Frau Monika Pinterits und Herrn Dr Anton Schmid.

Berichterstatterin: LhptmStin Grete Laska 

6. (00290/2002-GJS, P 2) Der Tätigkeitsbericht 2000/2001 der Kinder- und Jugendanwaltschaft Wien wird zur Kenntnis genommen.
(Redner: Die Abgen Susanne Jerusalem, Ingrid Korosec, Heinz Christian Strache, Heinz Vettermann, Ing Herbert RUDOLPH und Susanne Jerusalem sowie die Kinder- und Jugendanwälte Monika Pinterits und Dr Anton Schmid.)

Berichterstatterin: LhptmStin Grete Laska
(PrZ 750/01-MDBLTG, P 3) Die in der Beilage Nr 51 
enthaltene Vorlage eines Gesetzes zum Schutz der Jugend (Wiener Jugendschutzgesetz 2002 – WrJSchG 2002) wird in erster und zweiter Lesung zum Beschluss erhoben.


(PGL/01162/2002/0005-KGR/LAT) Der Abänderungs-antrag der Abg Claudia Sommer-Smolik sowie Freundinnen und Freunde, betreffend Konkretisierung des Belehrungs- und Informationsgesprächs, wird abgelehnt.

(PGL/01162/2002/0006-KGR/LAT) Der Abänderungs-antrag der Abg Claudia Sommer-Smolik sowie Freundinnen und Freunde, betreffend Umbenennung des Belehrungs- und Informationsgesprächs in Beratungs- und Informationsge-spräch, wird angenommen.

(PGL/01163/2002/0003-KFP/LAT) Der Abänderungs-antrag der Abgen Heinz Christian Strache und Ing Herbert RUDOLPH, betreffend Änderung des Wiener Jugend-schutzgesetzes 2002, wird abgelehnt.

(PGL/01174/2002/0001-KSP/LAT) Der Beschluss- (Resolutions-) Antrag der Abgen Jürgen Wutzlhofer, Heinz Vettermann, Martina Malyar, Susanne Jerusalem, Claudia Sommer-Smolik, Heinz Christian Strache und Walter Strobl, betreffend die geplante Novellierung der Gewerbeordnung, wird angenommen.

(Redner: Die Abgen Claudia Sommer-Smolik und Walter Strobl, StRin Karin Landauer sowie die Abgen Jürgen Wutzlhofer, Heinz Christian Strache und Barbara Novak-Schild.)

Berichterstatterin: Amtsf StRin Mag Renate Brauner

(00805/2002-GWS, P 1) Die in der Beilage Nr 2 
enthaltene Vorlage eines Gesetzes, mit dem die Bauordnung für Wien und die Wiener Stadtverfassung geändert werden (Verländerung der Bundesstraßen B), wird in erster und zweiter Lesung zum Beschluss erhoben.

(PGL/01175/2002/0001-KSP/LAT) Der Abänderungs-antrag des Abg Johann Driemer sowie Genossinnen und Genossen, betreffend den Entwurf eines Gesetzes, mit dem die Bauordnung für Wien und die Wiener Stadtverfassung geändert werden (Verländerung der Bundesstraßen B), wird angenommen.

(PGL/00691/2002/0002-KVP/LAT) Der Beschluss- (Resolutions-) Antrag der Abgen Georg Fuchs, Gerhard Pfeiffer und Dr Wolfgang Ulm, betreffend Verländerung der Bundesstraßen B, wird abgelehnt.
(Redner: Die Abgen Georg Fuchs und Johann Driemer.)

(Schluss um 14.42 Uhr.)

